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Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Mommer 

Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

A. im Personenverkehr 

1. mit der sowjetisch besetzten Zone 

a) auf weiteren Abbau der Erschwerungen im Personenverkehr 
hinzuwirken; insbesondere ist zu erwirken, daß von so- 
wjetzonaler Seite der Personenverkehr von allen behindern- 
den Formalitäten in gleicher Weise wie in der Bundesre- 
publik befreit wird, 

b) die Wiedereröffnung der im Sommer 1952 geschlossenen 
Grenzübergangsstellen herbeizuführen und darauf hinzu- 
wirken, daß alle unnötigen Erschwerungen und Zeitverluste 
im Straßenverkehr zwischen der sowjetisch besetzten Zone 
und der Bundesrepublik beseitigt' werden, 

c) unter Verlegung aller etwa noch notwendigen Kontrollen 
in die fahrenden Züge auf die weitere Verkürzung der 
Aufenthaltsdauer von Interzonenzügen in den Übergangs- 
bahnhöfen hinzuwirken, 
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d) ein Abkommen mit der Reichsbahn über die Ausgabe von 
Rückfahrkarten nach Art des Abkommens über die An- 
nahme von OstmarK in den Speise- und Schlafwagen der 
Interzonenzüge anzustreben; bis zum Abschluß eines sol- 
chen Abkommens sind Mittel des Bundeshaushaltsplanes 
bereitzustellen, die es ermöglichen, Interzonenreisenden aus 
der sowjetisch besetzten Zone die Rückreise zu erleichtern, 

e) die Zonengrenzbahnhöfe der Bundesbahn weiterhin vor- 
dringlich auf- und auszubauen, 

f) darauf hinzuwirken, daß die seit 1952 von ihren Grund- 
stücken in berlinnahen Gebieten der sowjetisch besetzten 
Zone ab geschnittenen Pächter und Besitzer wieder ungehin- 
derten Zutritt bekommen, daß weiterhin den Bauern auf 
beiden [Seiten der Zonengrenze wieder die ungehinderte 
Bewirtschaftung ihrer jenseits der Grenze gelegenen Grund- 
stücke ermöglicht wird; 

2. mit Berlin (West) 

a) im Flugverkehr nach Berlin die Ausweiskontrolle aufzu- 
heben und im Flugverkehr zwischen Berlin und dem Bun- 
desgebiet nur in den Fällen Ausweiskontrollen vorzunehmen, 
in denen sie im Interesse der Sicherheit unvermeidlich sind; 
eine Warenkontrolle bei Einzelnen ist nur aus besonderem 
Anlaß vorzunehmen, 

b) einen verstärkten und verbilligten Luftverkehr zwischen 
Berlin und Hannover (sogenannte Lufttaxen) einzurichten, 

c) zu erwirken, daß der Deutschen Lufthansa das Befliegen 
der Luftkorridore nach Berlin gestattet wird, 

d) den Eisenbahnverkehr von Personen und Gütern zwischen 
Berlin und der Bundesrepublik dadurch zu erleichtern, daß 
die etwa noch für notwendig gehaltenen Kontrollen sich 
durch Mitnahme von sowjetzonalem .Begleitpersonal [erle- 
digen, 

e) die Einführung direkter Schnelltriebwagen-Verbindungen 
zwischen Berlin einerseits und Köln-Bonn, Frankfurt (Main) 
und München andererseits herbeizuführen ; 

3. mit dem Saargebiet 

a) auf Herstellung der Gegenseitigkeit in der Befreiung vom 
Paßzwang zwischen der Bundesrepublik und dem Saar- 
gebiet hinzuwirken, 

b) die Aufenthaltsdauer von Personenzügen in den beider- 
seitigen Kontrollbahnhöfen auf ein Mindestmaß herabzu- 
drücken, 
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c) die Zollabfertigung von Automobilen mit Registrier- 
nummer aus dem Saargebiet zu vereinfadien und nament- 
lich bei solchen Kraftfahrzeugen kein Landesschild (SA) 
zu verlangen; 

im Postverkehr 

L mit Berlin 

im Paketverkehr die sogenannte Ostpreußenregelung ein- 
zuführen, d. h. der Gebührenberechnung eine niedrigere 
Entfernungszone zugrunde zu legen, als es der geographi- 
schen Entfernung entspricht, 

2, mit dem Saargebiet 

den engen Bindungen von Bevölkerung und Wirtschaft 
der Bundesrepublik und des Saargebietes Rechnung zu 
tragen und im Postverkehr die Inlands gebühren zu erheben ; 
dabei ist anzustreben, daß die saarländische Postverwaltung 
im gleichen Sinne verfährt; 

3. mit den unter vorläufige niederländische, belgische und luxem- 
burgische Verwaltung gestellten Gebieten Inlandsgebühren zu 
erheben ; 

C, im Warenverkehr (Eisenbahnverkehr) 

zwischen Berlin und dem Bundesgebiet die Durchrechnung 
aller Frachttarife zu erstreben. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

alle zur Erreichung obiger Ziele im einzelnen geeigneten und erfolg- 
versprechenden Maßnahmen zu ergreifen, die nicht als Anerkennung 
der in anderen deutschen Landesteilen eingerichteten Regierungen 
oder Verwaltungen ausgelegt werden müssen. 


Berlin, den 29. März 1955 


Der Ausschuß für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 

Wehner Dr. Mommer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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